Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudisadie 2250 


Der Bundesminister fflr Verkehr 

StB 1/2 — Ar — 51 Bd Bonn, den 24. November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Leistungen aus dem Bundesfernstrafienhaushalt an kommunale Baulastträger 


Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Leidit und Genossen 
— Drudcsadie 2216 - 


Die Anfrage über Leistungen aus dem Bundesfern- 
straßenhaushalt an kommunale Baulastträger wird 
wie folgt beantwortet: 

Zu Frage i 

Iin Bundeshaushalt 1960 Eiiizelplan 12 Kapitel 1210 
sind bei den Kennzahlon 1500 bis 1520 Zuschußmittel 
für fremde Baulastträger für einen Zwölfinonatsliaus- 
halt in Höhe von rd. 160 Mio DM eingepiant (vgl. 
Einzelplan 12, S. 314). 

Durch Anpassung des Rechnungsjahres an das Ka- 
lenderjahr ergibt sich für den 9monatigen Rumpf- 
haushalt ein Teilbetrag von 

9 12 . 160 =- 120 Mio DM. 

Hiervon wurden bereits rd. 15 Mio DM 

im Redmungsjahr 1959 im Wege des 
Vorgriffs verausgabt, so daß für das 
Rechnungsjahr 1960 nodi 150 Mio DM 

verfügbar waren. 

Auf den Ausbau von Zubringerstraßen 

zu den Bundesautobahnen im Zuge 

von Landstraßen 1. Ordnung, für die 

die Baulast bei den Ländern liegt, 

entfallen hiervon rd. 12 Mio DM, 

auf Baumaßnahmen der kommunalen 

ßaulastträger mithin rd. 93 Mio DM. 

Das Aufkommen aus dem „Gemeinde- 
pfennig" ist für 1960 auf 63 Mio DM 
und mithin für 9 Monate auf 47 Mio 
DM geschätzt worden. Dieser Betrag 


Stecker, Müller-Hermann, Höcberl, Draciisler, 


ist in der vorgenannten Summe von 
93 Mio DM enthalten. 

Die Mittel sind wie folgt verplant 
worden: 

Kennzahl 1500 

Zuschüsse zum Bau und zur Wie- 
derherstellung von Brücken im Zuge 
von Bundesstraßen rd. 8 Mio DM 

Kennzahl 1510/1511 
Zuschüsse zum Um- und Ausbau 
von Ortsdurchfahrten im Zuge von 
Bundesstraßen und zum Um- und 
Ausbau von Gemeinde- und Kreis- 
straßen, die mit dem Bundesfern- 
straßennetz in Beziehung stehen rd. 76 Mio DM 

Kennzahl 1520 

Zuschüsse zum Um- und Ausbau 
von Autobahnzubringern (ohne 
Länder) rd. 9 Mio DM 

Zusammen rd. 93 Mio DM. 

Von den Ansätzen der Kennzahlen 1510 1511 und 
1520 sind etwa 10,0 Mio DM für den Ausbau von 
Gemeinde- und Kreisstraßen als Zubringerstraßen /u 
den Bundesstraßen oder den Bundesautobahnen ver- 
plant. 

Der Betrag von 93 Mio DM verteilt sidi auf 234 Bau- 
vorhaben. Nach dem Stand vom 17. November 1960 
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waren die zugehörigen Anträge mit Unterlagen beim 
Bundesminister für Verkehr 

bewilligt 88 Anträge 

eingegangen, aber noch nicht 
bewilligungsreif 30 Anträge 

noch nicht eingegangen 116 Anträge 

234 Anträge 

Von den verfügbaren 93 Mio DM sind bis Ende 
Oktober 1960 erst rd. 18 Mio DM ausgegeben. Der 
Rückstand ist darauf zurückzuführen, daß die Bau- 
vorhaben verspätet anliefen und die Zuschüsse ver- 
spätet oder bisher überhaupt noch nicht beantragt 
wurden und zum Teil auch wegen Unvollständigkeit 
der Unterlagen erst nach Rückfragen bewilligt wer- 
den konnten. Dies ist jedoch verständlich, da sich das 
neue Verfahren erst einspielen muß. 

Zu Frage 2 

Für das wieder 12 Monate betragende Rechnungs- 
jahr 1961 sind die Mittel für Zuschüsse an fremde 
Baulastträger auf 168 Mio DM geschätzt. Darin ist 
ein Anteil aus dem „Gemeindepfennig" von 70 Mio 
DM enthalten. 

Bei der Verplanung der nächstjährigen Zuschußmit- 
tel werden die Zubringerstraßen im Zuge von Ge- 
meinde- und Kreisstraßen in größerem Umfang als 
bisher berücksichtigt werden, wenn die Länder be- 
willigungsreife Baumaßnahmen kommunaler Bau- 
lastträger in größerer Anzahl als bisher Vorschlägen. 

Zu Frage 3 

Der Bundesminister für Verkehr hat im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzan mit Erlaß 
vom 11. April 1960 „Vorläufige Richtlinien für die 
Gewährung von Bundeszuwendungen zu Straßen- 
baumaßnahmen fremder Baulastträger" erlassen, in 
denen auch die Zuwendungen für Gemeinde- und 
Kreisstraßen behandelt sind. 

Mehrere Länder haben leider diese Vorläufigen 
Richtlinien bisher noch nicht an ihre nachgeordneten 
Stellen herausgegeben, weil sie die Richtlinien ins- 
gesamt nicht anerkennen wollen. Die Länder stehen 
auf dem Standpunkt, daß ihnen die Mittel für Zu- 
wendungen — auch aus dem „Gemeindepfennig" — 
global zur Bewirtschaftung in eigener Zuständigkeit 
und eigener Verantwortung zugeteilt werden müß- 
ten, wie dies in der Stellungnahme des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung dos ßun- 
desfernstraßengesetzes unter Nr. 3 d) — Drucksache 
2159 S. 13/14 — zum Ausdruck kommt. Auch in der 


Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1961 zu Kap. 12 10 
Tit. 310 unter d) ist vom Bundesrat verlangt worden, 
daß die Zuschüsse aus dem „Gemeindepfennig" in 
einer besonderen Kennzahl veranschlagt werden — 
Drucksache 2050 S. 127 — . 

Die Bundesregierung hat diesen Vorschlägen des 
Bundesrates nicht zugestimmt. Sie ist in Überein- 
stimmung mit dem Haushaltsausschuß des Bundes- 
tages der Auffassung, daß auch die Mittel aus dem 
„Gemeindepfennig" einheitlich mit den sonstigen 
Aufwendungen des Bundes für fremde Baulastträger 
veranschlagt werden sollen und können und daß 
eine getrennte Behandlung nicht erforderlich ist. Sie 
ist in der Lage, festzustellen, daß diese Mittel auch 
tatsächlich der vom Bundestag in seiner Entschlie- 
ßung vom 9. März 1960 — Umdruck 484 — ge- 
wollten Verwendung zugeführt werden. 

Die Forderung der Länder, die Zuschußmittel selbst 
zu verteilen, entspricht nicht dem Grundgesetz. Die 
Leistungen an kommunale Baulastträger werden 
ausschließlich für solche Land- oder Gemeinde- 
straßen zugebilligt, die mit dem Bundesfernstraßen- 
netz im Zusammenhang stehen. Die Zuschußmittel 
werden daher im Sinne des Artikels 106 Abs. 4 Nr. 1 
GG zur Wahrnehmung von Aufgaben des Bundes 
zur Verfügung gestellt. Für sie gilt daher nach Arti- 
kel 109 GG, daß ihre Verwendung ausschließlich der 
Haushaltswirtschaft des Bundes unterliegt. Die Ver- 
teilung der Mittel durch die Länder ohne Rücksicht 
auf die Bedürfnisse des Bundes würde mit diesen 
Grundsätzen nicht in Einklang stehen. 

Aul die Stellungnahmen der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates in den 
Drucksachen 2159 und 2050 darf verwiesen werden. 
Die genannten Richtlinien sind durchaus anwendbar. 
Sie sind vorläufig, und es ist beabsichtigt, sie den 
Erfahrungen entsprechend anzupassen. Sie enthalten 
keine wesentlichen Neuerungen, sondern bringen die 
notwendige einheitliche Regelung der bisher geüb- 
ten Praxis. Wenn die Länder nach ihnen verfahren, 
können die Mittel für Zuwendungen an dritte Bau- 
lastträjer ordnungsgemäß verplant und ausgegeben 
werden. 

Verhandlungen mit den Ländern über deren Ände- 
rungswünsche zu den Richtlinien sind noch nicht ab- 
geschlossen. 

Die Antwort ergeht im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen. 


Seebohm 
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